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Zusammenfassung der Empfehlungen der EKAH

Die Kriterien des heutigen Lebensmittelrechts – der Gesundheitsschutz und der Täuschungsschutz –  sind aus ethischer Sicht unbestritten. Diese Kriterien werden jedoch nach Ansicht der Ethikkommission mit den bestehenden Regelungen nicht genügend umgesetzt. Und es bedarf ihrer Auffassung nach aus ethischer Sicht darüber hinaus weiterer Kriterien, um die Zulassung gentechnisch veränderter Lebens- und Futtermittel zu regeln.

1. Täuschungsschutz

Ziel des Täuschungsschutzes ist es, den Schutz von Treu und Glauben im Warenverkehr sicher zu stellen. Je komplexer die Produktions-, Verarbeitungs- und Vertriebsprozesse sind, desto grössere Bedeutung kommt diesem Schutz zu. Ein Instrument des Täuschungsschutzes ist die Deklaration. Die EKAH vertritt die Ansicht, dass die eingeführten Deklarationsgrenzwerte (oder –schwellenwerte, wie sie auch genannt werden) darüber hinweg täuschen, dass auch nicht kennzeichnungspflichtige oder sogar Lebensmittel mit dem Hinweis “ohne Gentechnik hergestellt” bis zu 1 % gentechnisch veränderte Organismen (sog. GVO) enthalten können. Auch wenn keine GVO nachgewiesen werden können, kann aufgrund der heutigen Nachweismethoden nicht davon ausgegangen werden, dass diese Lebensmittel keine GVO enthalten, denn die Nachweisgrenze liegt heute bei ca. 0.1 %. 

Nach Auffassung der EKAH sind deshalb die bestehenden Deklarationsvorschriften mit dem Kriterium des gerade im Lebensmittelbereich so zentralen Täuschungsschutzes nicht vereinbar. Die Konsumentinnen und Konsumenten müssten stattdessen darüber aufgeklärt werden, dass auch bei einer Nicht- oder Negativdeklaration GVO enthalten sein können. Zudem wären die Grenzwerte zumindest immer beim tiefst möglichen technischen Wert zu legen.

2. Konzept der substanziellen Äquivalenz

Das Konzept der substanziellen Äquivalenz spielt bei der Sicherheitsbeurteilung von GVO eine massgebliche Rolle und hat sich inzwischen, wenn auch nicht kritiklos, in vielen Ländern etabliert. Aus Sicht der Ethikkommission sind hier insbesondere zwei Punkte zu beachten: 

· Erstens bezieht sich das Konzept nur auf die Sicherheit für die menschliche Gesundheit. Andere Werte werden nicht berücksichtigt. 

· Zweitens erlaubt das Konzept keine absoluten Aussagen, sondern ermöglicht nur eine vergleichende Risikoabschätzung mit herkömmlichen Lebensmitteln. Beim Vergleich ergeben sich methodische und prinzipielle Schwierigkeiten. So lässt sich beispielsweise kaum gezielt nach unbeabsichtigten oder unerwarteten Auswirkungen suchen. Insbesondere über langfristige Auswirkungen lassen sich keine zuverlässigen Aussagen machen. 

Die EKAH erachtet das Konzept zwar als wichtigen Bestandteil der Risikoabschätzung. Es stellt jedoch keine abschliessende Sicherheitsbeurteilung dar.

1. Vorsorgeprinzip

In dieser Situation der Unsicherheit und des Nichtwissens spielt deshalb das Vorsorgeprinzip für die ethische Beurteilung eine wichtige Rolle. Unter den Mitgliedern der Ethikkommission besteht ein Konsens darüber, dass Vorsorgemassnahmen in diesem Bereich notwendig sind. Ebenso sind alle Mitglieder der Meinung, dass die heutige Sicherheitsforschung intensiviert werden muss. Die überwiegende Mehrheit vertritt die Auffassung, dass es unter dem Aspekt der Vorsorge genügt, konkrete Auflagen von Fall zu Fall festzulegen. Sie wenden hier das schwache Vorsorgeprinzip an. Die Minderheit vertritt hingegen die Haltung, dass gentechnisch veränderte Lebensmittel solange verboten bleiben sollen, bis ihre Ungefährlichkeit genügend belegt wurde. Sie plädieren hier für eine starke Interpretation des Vorsorgeprinzips.

2. Wahlfreiheit

Als weiteres Kriterium thematisiert die Ethikkommission die Wahlfreiheit. Sie unterscheidet zwischen einem Anspruchsrecht, zwischen mehreren Optionen wählen zu können, und einem Abwehrrecht, d. h. niemand darf gezwungen werden, GV-Produkte zu konsumieren. 

Die Mitglieder der Ethikkommission finden es ethisch nicht vertretbar, Konsumentinnen und Konsumenten in eine Lage zu versetzen, in der sie zum Kauf von GV-Produkten oder Produkten mit einem Gehalt an GVO gezwungen würden. Sie haben deshalb ein Abwehrrecht. Ein Anspruchrecht auf GV-Produkte wird hingegen einstimmig abgelehnt.

Wenn die EKAH das Recht betont, gentechnikfreie Produkte konsumieren zu können, geht es hier nicht um den Schutz der Gesundheit oder der Umwelt, sondern um das Gut der ethischen Urteilsbildung, um die Autonomie der Konsumentinnen und Konsumenten. Dass ein symmetrisches Recht, also ein Anspruchsrecht, besteht, auch den Zugang zu GV-Produkten zu garantieren, bestreitet die Kommission hingegen. Ihrer Ansicht nach stellt es keine Verletzung der moralischen Integrität der Konsumentinnen und Konsumenten dar, gentechnikfreie Lebensmittel essen zu müssen. Aus diesen Überlegungen heraus folgt, dass der Staat dafür zu sorgen hat, dass nicht gentechnisch veränderte Lebensmittel jederzeit erhältlich sind. Hingegen ist er nicht verpflichtet, den Zugang zu gentechnisch veränderten Produkten zu garantieren.

Diese Forderung lässt sich hypothetisch auf zwei Wegen erfüllen: entweder durch den Import von Produkten, die ohne Gentechnik hergestellt wurden oder durch den Anbau solcher Produkte im eigenen Land. Für den Anbau in der Schweiz stellt sich die Frage, ob zum einen eine Koexistenz zwischen den verschiedenen Produktionsformen möglich ist und zum andern, ob eine allfällige Gefährdung herkömmlicher Produktionsweisen mit der politischen Zielsetzung der Ökologisierung der Landwirtschaft vereinbar ist.
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